
Anlage 1  

Künftige Seniorenarbeit  

Mit Beginn der neuen Legislaturperiode des Rates der Stadt Niederkassel erfolgt eine 
Neukonzeption der Seniorenarbeit.  

1. Es wird ein Seniorenbeirat berufen.  
 
2. Die Mitglieder des Seniorenbeirates sind Seniorenvertreter j Vertreterinnen.  
 
 
3. Alle in der Seniorenarbeit tätigen gemäß Anlage 2 werden von der Stadt angeschrieben und können 

Vertreter benennen. In dem Anschreiben erfolgt eine klare Gewichtung durch den Bürgermeister. 
Ebenfalls wird im Anschreiben der Aufgabenbereich definiert.  

 
4. Die Größe des Seniorenbeirates sollte 11 Personen (einschließlich Vorsitzenden) nicht 

überschreiten.  
 
 
5. Die Mitglieder des Seniorenbeirates werden vom Rat berufen. Werden mehr als 11 Personen 

benannt, erfolgt der Zugriff entsprechend den neuen Mehrheitsverhältnissen im Rat nach d`Hondt 
(analog Jugendhilfeausschuss). 

 
6. Die Mitglieder des Seniorenbeirates können vom Rat ersetzt und abberufen werden.  
 
 
7. Der Seniorenbeirat benennt dem Rat der Stadt Niederkassel aus seiner Mitte 2 Personen für das 

Amt des j der Vorsitzenden. Die Berufung des j der Vorsitzende(n) erfolgt durch den Rat.  
 
8. Der Seniorenbeirat benennt 2 Stellvertreter j innen.  
 
 
9. Der Seniorenbeirat entsendet einen Vertreter j Vertreterin (sofern es die Tagesordnung erfordert) in 

folgende Ausschüsse: 
      -SKSS 
      -Bauausschuss  
      -UVP 
      Die entsandten Vertreter j Vertreterinnen nehmen mit beratender Stimme (ohne Stimmrecht) an den   
      jeweiligen Sitzungen teil.  
 
10. Die Mitglieder des Seniorenbeirats erhalten die Ausschussunterlagen (öffentlicher Teil) und haben 

die Aufgabe, sich mit allen Seniorenrelevanten Themen im Vorfeld einer Ausschusssitzung zu 
befassen.  

 
11. Die Politik versucht, die Terminierung der vorgenannten Ausschüsse so zu legen, dass eine 

Vorberatung im Seniorenbeirat vor den Sitzungen möglich ist und die daraus resultierenden 
Ergebnisse bereits in den Fraktionen vor besprochen werden können.  

 
 
12. Der Seniorenbeirat kann selber Anträge über die Verwaltung an die Ausschüsse stellen, die zu 

beraten sind. Sinn ist, dass an der Basis auftauchende Probleme frühzeitig erkannt werden.  
 


